
Baugesetzbuch (BauGB)1

in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I
S. 3634), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023
(BGBI. 2023 I Nr. 394) geändert worden ist
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A I § 1 Baugesetzbuch (BauGB)

Erstes Kapitel Allgemeines Städtebaurecht

Erster Teil Bauleitplanung

Erster Abschnitt Allgemeine Vorschriften

§ 1 Aufgabe, Begriff und Grundsätze der Bauleitplanung

(1) Aufgabe der Bauleitplanung ist es, die bauliche und sonstige Nutzung
der Grundstücke in der Gemeinde nach Maßgabe dieses Gesetzbuchs
vorzubereiten und zu leiten.
(2) Bauleitpläne sind der Flächennutzungsplan (vorbereitender Bauleitplan)
und der Bebauungsplan (verbindlicher Bauleitplan).
(3) Die Gemeinden haben die Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit
es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist; die
Aufstellung kann insbesondere bei der Ausweisung von Flächen für den
Wohnungsbau in Betracht kommen. Auf die Aufstellung von Bauleitplänen
und städtebaulichen Satzungen besteht kein Anspruch; ein Anspruch kann
auch nicht durch Vertrag begründet werden.
(4) Die Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung anzupassen.
(5) Die Bauleitpläne sollen eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung,
die die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen
auch in Verantwortung gegenüber künftigen Generationen miteinander in
Einklang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialge-
rechte Bodennutzung unter Berücksichtigung der Wohnbedürfnisse der
Bevölkerung gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine menschenwür-
dige Umwelt zu sichern und die natürlichen Lebensgrundlagen zu schüt-
zen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung,
insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern und zur Erfüllung
der Klimaschutzziele des Bundes-Klimaschutzgesetzes die Wärme- und
Energieversorgung von Gebäuden treibhausgasneutral zu gestalten sowie
die städtebauliche Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell
zu erhalten und zu entwickeln. Hierzu soll die städtebauliche Entwicklung
vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwicklung erfolgen.
(6) Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere zu berücksichti-
gen:
1. die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhält-
nisse und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung,

2. die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, insbesondere auch von Fami-
lien mit mehreren Kindern, die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler
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Baugesetzbuch (BauGB) § 1 A I

Bewohnerstrukturen, die Eigentumsbildung weiter Kreise der Bevölke-
rung und die Anforderungen Kosten sparenden Bauens sowie die Be-
völkerungsentwicklung,

3. die sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Bevölkerung, insbeson-
dere die Bedürfnisse der Familien, der jungen, alten und behinderten
Menschen, unterschiedliche Auswirkungen auf Frauen und Männer
sowie die Belange des Bildungswesens und von Sport, Freizeit und
Erholung,

4. die Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und der Um-
bau vorhandener Ortsteile sowie die Erhaltung und Entwicklung zent-
raler Versorgungsbereiche,

5. die Belange der Baukultur, des Denkmalschutzes und der Denkmal-
pflege, die erhaltenswerten Ortsteile, Straßen und Plätze von ge-
schichtlicher, künstlerischer oder städtebaulicher Bedeutung und die
Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes,

6. die von den Kirchen und Religionsgesellschaften des öffentlichen
Rechts festgestellten Erfordernisse für Gottesdienst und Seelsorge,

7. die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes
und der Landschaftspflege, insbesondere
a) die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft,

Klima und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Land-
schaft und die biologische Vielfalt,

b) die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete
im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes,

c) umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Ge-
sundheit sowie die Bevölkerung insgesamt,

d) umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige
Sachgüter,

e) die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang
mit Abfällen und Abwässern,

f) die Nutzung erneuerbarer Energien, insbesondere auch im Zusam-
menhang mit der Wärmeversorgung von Gebäuden, sowie die
sparsame und effiziente Nutzung von Energie,

g) die Darstellungen von Landschaftsplänen und sonstigen Plänen,
insbesondere des Wasser-, des Abfall- und des Immissionsschutz-
rechts, sowie die Darstellungen in Wärmeplänen und die Entschei-
dungen über die Ausweisung als Gebiet zum Neu- oder Ausbau
von Wärmenetzen oder als Wasserstoffnetzausbaugebiet gemäß
§ 26 des Wärmeplanungsgesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl.
2023 I Nr. 394),
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A I § 1 Baugesetzbuch (BauGB)

h) die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen
die durch Rechtsverordnung zur Erfüllung von Rechtsakten der
Europäischen Union festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht
überschritten werden,

i) die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Um-
weltschutzes nach den Buchstaben a, c und d,

j) unbeschadet des § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzge-
setzes, die Auswirkungen, die aufgrund der Anfälligkeit der nach
dem Bebauungsplan zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle
oder Katastrophen zu erwarten sind, auf die Belange nach den
Buchstaben a bis d und i,

8. die Belange
a) der Wirtschaft, auch ihrer mittelständischen Struktur im Interesse

einer verbrauchernahen Versorgung der Bevölkerung,
b) der Land- und Forstwirtschaft,
c) der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen,
d) des Post- und Telekommunikationswesens, insbesondere des Mo-

bilfunkausbaus,
e) der Versorgung, insbesondere mit Energie und Wasser, einschließ-

lich der Versorgungssicherheit,
f) der Sicherung von Rohstoffvorkommen,

9. die Belange des Personen- und Güterverkehrs und der Mobilität der
Bevölkerung, auch im Hinblick auf die Entwicklungen beim Betrieb von
Kraftfahrzeugen, etwa der Elektromobilität, einschließlich des öffentli-
chen Personennahverkehrs und des nicht motorisierten Verkehrs, un-
ter besonderer Berücksichtigung einer auf Vermeidung und Verringe-
rung von Verkehr ausgerichteten städtebaulichen Entwicklung,

10. die Belange der Verteidigung und des Zivilschutzes sowie der zivilen
Anschlussnutzung von Militärliegenschaften,

11. die Ergebnisse eines von der Gemeinde beschlossenen städtebauli-
chen Entwicklungskonzeptes oder einer von ihr beschlossenen sonsti-
gen städtebaulichen Planung,

12. die Belange des Küsten- oder Hochwasserschutzes und der Hoch-
wasservorsorge, insbesondere die Vermeidung und Verringerung von
Hochwasserschäden,

13. die Belange von Flüchtlingen oder Asylbegehrenden und ihrer Unter-
bringung,

14. die ausreichende Versorgung mit Grün- und Freiflächen.
(7) Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die öffentlichen und privaten
Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen.
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Baugesetzbuch (BauGB) § 1a A I

(8) Die Vorschriften dieses Gesetzbuchs über die Aufstellung von Bauleit-
plänen gelten auch für ihre Änderung, Ergänzung und Aufhebung.

§ 1a Ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz

(1) Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die nachfolgenden Vorschrif-
ten zum Umweltschutz anzuwenden.
(2) Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen wer-
den; dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von
Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der
Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen,
Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen
sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen.
Landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke genutzte Flächen sollen
nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden. Die Grundsätze nach den
Sätzen 1 und 2 sind in der Abwägung nach § 1 Absatz 7 zu berücksichti-
gen. Die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald
genutzter Flächen soll begründet werden; dabei sollen Ermittlungen zu
den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu de-
nen insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken und an-
dere Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen können.
(3) Die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beein-
trächtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktions-
fähigkeit des Naturhaushalts in seinen in § 1 Absatz 6 Nr. 7 Buchstabe a
bezeichneten Bestandteilen (Eingriffsregelung nach dem Bundesnatur-
schutzgesetz) sind in der Abwägung nach § 1 Absatz 7 zu berücksichti-
gen. Der Ausgleich erfolgt durch geeignete Darstellungen und Festsetzun-
gen nach den §§ 5 und 9 als Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich.
Soweit dies mit einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung und den
Zielen der Raumordnung sowie des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege vereinbar ist, können die Darstellungen und Festsetzungen auch an
anderer Stelle als am Ort des Eingriffs erfolgen. Anstelle von Darstellungen
und Festsetzungen können auch vertragliche Vereinbarungen nach § 11
oder sonstige geeignete Maßnahmen zum Ausgleich auf von der Ge-
meinde bereitgestellten Flächen getroffen werden. § 15 Absatz 3 des Bun-
desnaturschutzgesetzes gilt entsprechend. Ein Ausgleich ist nicht erfor-
derlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung
erfolgt sind oder zulässig waren.
(4) Soweit ein Gebiet im Sinne des § 1 Absatz 6 Nr. 7 Buchstabe b in sei-
nen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestand-
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A I § 2 Baugesetzbuch (BauGB)

teilen erheblich beeinträchtigt werden kann, sind die Vorschriften des Bun-
desnaturschutzgesetzes über die Zulässigkeit und Durchführung von
derartigen Eingriffen einschließlich der Einholung der Stellungnahme der
Europäischen Kommission anzuwenden.

(5) Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll sowohl durch Maßnahmen,
die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der An-
passung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden. Der
Grundsatz nach Satz 1 ist in der Abwägung nach § 1 Absatz 7 zu berück-
sichtigen.

§ 2 Aufstellung der Bauleitpläne

(1) Die Bauleitpläne sind von der Gemeinde in eigener Verantwortung auf-
zustellen. Der Beschluss, einen Bauleitplan aufzustellen, ist ortsüblich be-
kannt zu machen.

(2) Die Bauleitpläne benachbarter Gemeinden sind aufeinander abzustim-
men. Dabei können sich Gemeinden auch auf die ihnen durch Ziele der
Raumordnung zugewiesenen Funktionen sowie auf Auswirkungen auf ihre
zentralen Versorgungsbereiche berufen.

(3) Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die Belange, die für die Abwä-
gung von Bedeutung sind (Abwägungsmaterial), zu ermitteln und zu be-
werten.

(4) Für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Absatz 6 Nr. 7 und § 1a
wird eine Umweltprüfung durchgeführt, in der die voraussichtlichen erheb-
lichen Umweltauswirkungen ermittelt werden und in einem Umweltbericht
beschrieben und bewertet werden; die Anlage 1 zu diesem Gesetzbuch
ist anzuwenden. Die Gemeinde legt dazu für jeden Bauleitplan fest, in wel-
chem Umfang und Detaillierungsgrad die Ermittlung der Belange für die
Abwägung erforderlich ist. Die Umweltprüfung bezieht sich auf das, was
nach gegenwärtigem Wissensstand und allgemein anerkannten Prüfme-
thoden sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplans ange-
messenerweise verlangt werden kann. Das Ergebnis der Umweltprüfung
ist in der Abwägung zu berücksichtigen. Wird eine Umweltprüfung für das
Plangebiet oder für Teile davon in einem Raumordnungs-, Flächennut-
zungs- oder Bebauungsplanverfahren durchgeführt, soll die Umwelt-
prüfung in einem zeitlich nachfolgend oder gleichzeitig durchgeführten
Bauleitplanverfahren auf zusätzliche oder andere erhebliche Umweltaus-
wirkungen beschränkt werden. Liegen Landschaftspläne oder sonstige
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Baugesetzbuch (BauGB) §§ 2a, 3 A I

Pläne nach § 1 Absatz 6 Nr. 7 Buchstabe g vor, sind deren Bestandsauf-
nahmen und Bewertungen in der Umweltprüfung heranzuziehen.

§ 2a Begründung zum Bauleitplanentwurf, Umweltbericht

Die Gemeinde hat im Aufstellungsverfahren dem Entwurf des Bauleitplans
eine Begründung beizufügen. In ihr sind entsprechend dem Stand des
Verfahrens
1. die Ziele, Zwecke und wesentlichen Auswirkungen des Bauleitplans

und
2. in dem Umweltbericht nach der Anlage 1 zu diesem Gesetzbuch die

aufgrund der Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 ermittelten und be-
werteten Belange des Umweltschutzes

darzulegen. Der Umweltbericht bildet einen gesonderten Teil der Begrün-
dung.

§ 3 Beteiligung der Öffentlichkeit

(1) Die Öffentlichkeit ist möglichst frühzeitig über die allgemeinen Ziele und
Zwecke der Planung, sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für
die Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebiets in Betracht kommen,
und die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung öffentlich zu unter-
richten; ihr ist Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung zu geben. Auch
Kinder und Jugendliche sind Teil der Öffentlichkeit im Sinne des Satzes 1.
Von der Unterrichtung und Erörterung kann abgesehen werden, wenn
1. ein Bebauungsplan aufgestellt oder aufgehoben wird und sich dies auf

das Plangebiet und die Nachbargebiete nicht oder nur unwesentlich
auswirkt oder

2. die Unterrichtung und Erörterung bereits zuvor auf anderer Grundlage
erfolgt sind.

An die Unterrichtung und Erörterung schließt sich das Verfahren nach Ab-
satz 2 auch an, wenn die Erörterung zu einer Änderung der Planung führt.

(2) Die Entwürfe der Bauleitpläne sind mit der Begründung und den nach
Einschätzung der Gemeinde wesentlichen, bereits vorliegenden umwelt-
bezogenen Stellungnahmen für die Dauer eines Monats, mindestens je-
doch für die Dauer von 30 Tagen, oder bei Vorliegen eines wichtigen Grun-
des für die Dauer einer angemessenen längeren Frist im Internet zu
veröffentlichen. Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet nach Satz 1
sind eine oder mehrere andere leicht zu erreichende Zugangsmöglichkei-
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A I § 3 Baugesetzbuch (BauGB)

ten, etwa durch öffentlich zugängliche Lesegeräte oder durch eine öffentli-
che Auslegung der in Satz 1 genannten Unterlagen, zur Verfügung zu stel-
len. Die nach § 4 Absatz 2 Beteiligten sollen von der Veröffentlichung im
Internet auf elektronischem Weg benachrichtigt werden. Die Internetseite
oder Internetadresse, unter der die in Satz 1 genannten Unterlagen einge-
sehen werden können, die Dauer der Veröffentlichungsfrist sowie Angaben
dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sind
vor Beginn der Veröffentlichungsfrist ortsüblich bekannt zu machen; in der
Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen,
1. dass Stellungnahmen während der Dauer der Veröffentlichungsfrist

abgegeben werden können,
2. dass Stellungnahmen elektronisch übermittelt werden sollen, bei Be-

darf aber auch auf anderem Weg abgegeben werden können,
3. dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Be-

schlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben können
und

4. welche anderen leicht zu erreichenden Zugangsmöglichkeiten nach
Satz 2 bestehen.

Der Inhalt der Bekanntmachung ist zusätzlich in das Internet einzustellen;
die nach Satz 1 zu veröffentlichenden Unterlagen und der Inhalt der Be-
kanntmachung sind über ein zentrales Internetportal des Landes zugäng-
lich zu machen. Die fristgemäß abgegebenen Stellungnahmen sind zu
prüfen; das Ergebnis ist mitzuteilen. Haben mehr als 50 Personen Stel-
lungnahmen mit im Wesentlichen gleichem Inhalt abgegeben, kann die
Mitteilung dadurch ersetzt werden, dass diesen Personen die Einsicht in
das Ergebnis ermöglicht wird; die Stelle, bei der das Ergebnis der Prüfung
während der Dienststunden eingesehen werden kann, ist ortsüblich und
über das Internet bekannt zu machen. Bei der Vorlage der Bauleitpläne
nach § 6 oder § 10 Absatz 2 sind die nicht berücksichtigten Stellungnah-
men mit einer Stellungnahme der Gemeinde beizufügen.
(3) Bei Flächennutzungsplänen ist ergänzend zu dem Hinweis nach Ab-
satz 2 Satz 4 zweiter Halbsatz darauf hinzuweisen, dass eine Vereinigung
im Sinne des § 4 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 des Umwelt-Rechtsbehelfs-
gesetzes in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Absatz 2 des Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetzes gemäß § 7 Absatz 3 Satz 1 des Umwelt-Rechtsbe-
helfsgesetzes mit allen Einwendungen ausgeschlossen ist, die sie im Rah-
men der Veröffentlichungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht
hat, aber hätte geltend machen können.
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Baugesetzbuch (BauGB) §§ 4, 4a A I

§ 4 Beteiligung der Behörden

(1) Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufga-
benbereich durch die Planung berührt werden kann, sind entsprechend
§ 3 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 1 zu unterrichten und zur Äußerung auch im
Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Um-
weltprüfung nach § 2 Absatz 4 aufzufordern. Hieran schließt sich das Ver-
fahren nach Absatz 2 auch an, wenn die Äußerung zu einer Änderung der
Planung führt.
(2) Die Gemeinde holt die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung be-
rührt werden kann, zum Planentwurf und der Begründung ein. Die Bereit-
stellung der Unterlagen sowie die Mitteilung hierüber sollen elektronisch
erfolgen. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange haben
ihre Stellungnahmen innerhalb eines Monats abzugeben, wobei jedoch die
Frist zur Abgabe von Stellungnahmen 30 Tage nicht unterschreiten darf;
die Gemeinde soll diese Frist bei Vorliegen eines wichtigen Grundes ange-
messen verlängern. Die Stellungnahmen sollen elektronisch übermittelt
werden. In den Stellungnahmen sollen sich die Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange auf ihren Aufgabenbereich beschränken; sie
haben auch Aufschluss über von ihnen beabsichtigte oder bereits eingelei-
tete Planungen und sonstige Maßnahmen sowie deren zeitliche Abwick-
lung zu geben, die für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung des
Gebiets bedeutsam sein können. Verfügen sie über Informationen, die für
die Ermittlung und Bewertung des Abwägungsmaterials zweckdienlich
sind, haben sie diese Informationen der Gemeinde zur Verfügung zu stel-
len.
(3) Nach Abschluss des Verfahrens zur Aufstellung des Bauleitplans unter-
richten die Behörden die Gemeinde, sofern nach den ihnen vorliegenden
Erkenntnissen die Durchführung des Bauleitplans erhebliche, insbeson-
dere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt hat.

§ 4a Gemeinsame Vorschriften zur Beteiligung

(1) Die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung die-
nen insbesondere der vollständigen Ermittlung und zutreffenden Bewer-
tung der von der Planung berührten Belange und der Information der Öf-
fentlichkeit.
(2) Die Unterrichtung nach § 3 Absatz 1 kann gleichzeitig mit der Unterrich-
tung nach § 4 Absatz 1, die Veröffentlichung im Internet nach § 3 Absatz 2
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A I § 4a Baugesetzbuch (BauGB)

kann gleichzeitig mit der Einholung der Stellungnahmen nach § 4 Absatz 2
durchgeführt werden.
(3) Wird der Entwurf des Bauleitplans nach dem Verfahren nach § 3 Ab-
satz 2 oder § 4 Absatz 2 geändert oder ergänzt, ist er erneut nach § 3
Absatz 2 im Internet zu veröffentlichen und sind die Stellungnahmen er-
neut einzuholen, es sei denn, die Änderung oder Ergänzung führt offen-
sichtlich nicht zu einer erstmaligen oder stärkeren Berührung von Belan-
gen. Ist der Entwurf des Bauleitplans erneut zu veröffentlichen, ist in
Bezug auf die Änderung oder Ergänzung und ihre möglichen Auswirkun-
gen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben; hierauf ist in der erneuten
Bekanntmachung nach § 3 Absatz 2 Satz 4 hinzuweisen. Die Dauer der
Veröffentlichungsfrist im Internet und der Frist zur Stellungnahme soll an-
gemessen verkürzt werden. Werden durch die Änderung oder Ergänzung
des Entwurfs des Bauleitplans die Grundzüge der Planung nicht berührt,
soll die Einholung der Stellungnahmen auf die von der Änderung oder Er-
gänzung betroffene Öffentlichkeit sowie die berührten Behörden und sons-
tigen Träger öffentlicher Belange beschränkt werden, es sei denn, diese
Beschränkung führt nach Einschätzung der Gemeinde zu einer längeren
Verfahrensdauer.
(4) Bei Bauleitplänen, die erhebliche Auswirkungen auf Nachbarstaaten
haben können, sind die Gemeinden und Behörden des Nachbarstaates
nach den Grundsätzen der Gegenseitigkeit und Gleichwertigkeit zu unter-
richten. Abweichend von Satz 1 ist bei Bauleitplänen, die erhebliche Um-
weltauswirkungen auf einen anderen Staat haben können, dieser nach den
Vorschriften des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung zu be-
teiligen; für die Stellungnahmen der Öffentlichkeit und Behörden des an-
deren Staates, einschließlich der Rechtsfolgen nicht rechtzeitig abgegebe-
ner Stellungnahmen, sind abweichend von den Vorschriften des Gesetzes
über die Umweltverträglichkeitsprüfung die Vorschriften dieses Gesetz-
buchs entsprechend anzuwenden. Ist bei Bauleitplänen eine grenzüber-
schreitende Beteiligung nach Satz 2 erforderlich, ist hierauf bei der Be-
kanntmachung nach § 3 Absatz 2 Satz 4 hinzuweisen.
(5) Stellungnahmen, die im Verfahren der Öffentlichkeits- und Behördenbe-
teiligung nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, können bei der Be-
schlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben, sofern die
Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und
deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bauleitplans nicht von Bedeutung
ist. Satz 1 gilt für in der Öffentlichkeitsbeteiligung abgegebene Stellung-
nahmen nur, wenn darauf in der Bekanntmachung nach § 3 Absatz 2
Satz 4 zur Öffentlichkeitsbeteiligung hingewiesen worden ist.
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Baugesetzbuch (BauGB) §§ 4b–5 A I

(6) Die Digitalisierung des Bauleitplanverfahrens richtet sich im Übrigen
nach den Beschlüssen des IT- Planungsrats zur Festsetzung von IT-Inter-
operabilitäts- und IT-Sicherheitsstandards sowie den Vorgaben des On-
line-Zugangsgesetzes, soweit die Beschlüsse und die Vorgaben für die
Gemeinden verbindlich sind.

§ 4b Einschaltung eines Dritten

Die Gemeinde kann insbesondere zur Beschleunigung des Bauleitplanver-
fahrens die Vorbereitung und Durchführung von Verfahrensschritten nach
den §§ 2a bis 4a einem Dritten übertragen. Sie kann einem Dritten auch
die Durchführung einer Mediation oder eines anderen Verfahrens der au-
ßergerichtlichen Konfliktbeilegung übertragen.

§ 4c Überwachung

Die Gemeinden überwachen die erheblichen Umweltauswirkungen, die
aufgrund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, um insbesondere
unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in
der Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen; Gegen-
stand der Überwachung ist auch die Durchführung von Darstellungen oder
Festsetzungen nach § 1a Absatz 3 Satz 2 und von Maßnahmen nach § 1a
Absatz 3 Satz 4. Sie nutzen dabei die im Umweltbericht nach Nummer 3
Buchstabe b der Anlage 1 zu diesem Gesetzbuch angegebenen Überwa-
chungsmaßnahmen und die Informationen der Behörden nach § 4 Ab-
satz 3.

Zweiter Abschnitt Vorbereitender Bauleitplan
(Flächennutzungsplan)

§ 5 Inhalt des Flächennutzungsplans

(1) Im Flächennutzungsplan ist für das ganze Gemeindegebiet die sich aus
der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bo-
dennutzung nach den voraussehbaren Bedürfnissen der Gemeinde in den
Grundzügen darzustellen. Aus dem Flächennutzungsplan können Flächen
und sonstige Darstellungen ausgenommen werden, wenn dadurch die
nach Satz 1 darzustellenden Grundzüge nicht berührt werden und die Ge-

23

©
 2

02
4 

W
. K

oh
lh

am
m

er
, S

tu
ttg

ar
t




